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1. Abstimmungsverfahren in der Gemeindever- 
    sammlung; Antrag auf Ablehnung bei zwei  
    Varianten; Entscheid der Gemeindeabteilung 
 
Einleitender Sachverhalt: 
 
Bei einem Verpflichtungskredit kann man darüber abstimmen, ob man 

dem Projekt zustimmt oder nicht. Wird während der Beratung ein An-

trag gestellt, auf das Projekt zu verzichten, dann ist dies kein eigenstän-

diger Antrag (worüber abgestimmt werden müsste), sondern es ist 

rechtlich gesehen eine Ablehnung. Der Antragstellende ist darauf zu 

verweisen, dass er in der Schlussabstimmung den Verpflichtungskredit 

und damit das Projekt ablehnen kann (vgl. dazu Andreas Baumann, 

Aargauisches Gemeinderecht, 4. Auflage, Zürich 2017, S. 457). Letztes 

Jahr hatte sich die Frage gestellt, wie vorzugehen ist, wenn der Ge-

meinderat den Stimmberechtigten ein Geschäft mit zwei Varianten ei-

nes Bauprojekts unterbreitet. Wie ist das Abstimmungsverfahren durch-

zuführen, wenn jemand den Antrag stellt, es sei auf das den beiden 

Verpflichtungskrediten zugrundeliegende Bauprojekt (dem Bau einer 

Brücke) zu verzichten? 

                                                        Aus dem Entscheid des Departements Volkswirtschaft und Inneres 

                                                Gemeindeabteilung) vom 8. September 2024 in Sachen X. gegen 

                                                die Gemeinde B.: 

Im vorliegenden Fall lagen zwei gemeinderätliche Varianten vor. Diese ha-

ben sich gegenseitig ausgeschlossen. Das korrekte Vorgehen wäre daher 

gewesen, die beiden Kreditanträge […] gegenüberzustellen. Danach hätte 

die Gemeindeversammlung über das obsiegende Projekt in der Schlussab-

stimmung zu entscheiden gehabt. 

 
Gemäss § 27 Abs. 1 des Gesetzes über die Einwohnergemeinden (Ge-

meindegesetz, GG) vom 19. Dezember 1978 hat jeder Stimmberechtigte 

das Recht, zu den in der Traktandenliste aufgeführten Sachgeschäften An-

träge zur Geschäftsordnung und zur Sache zu stellen. Die Gemeindever-

sammlung ist aufgrund ihrer Organstellung und ihrer Entscheidungskompe-

tenzen befugt, die ihr vom Gemeinderat unterbreiteten Vorschläge anzu-

nehmen, abzuändern, zurückzuweisen oder zu verwerfen (vgl. Andreas 

Baumann, Aargauisches Gemeinderecht, 4. Auflage, Zürich 2017, S. 420 

ff.). Die Anträge müssen zudem auch in den Zuständigkeitsbereich der Ge-

meindeversammlung fallen (vgl. AGVE 1978, S. 488; Andreas Baumann, 

a.a.O., S. 424). Materielle Anträge zeichnen sich dadurch aus, dass sie die 

Vorlage verändern wollen. Einem Antrag, in welchem einzig die Ablehnung 

eines Geschäfts beantragt wird, kommt deshalb auch keine eigenständige 

Bedeutung zu. Es handelt sich dabei um einen materiellen Antrag ohne 

eigenständigen Gehalt. Ablehnungsanträge bewirken keine Vorabstimmun-

gen (vgl. Andreas Baumann, a.a.O, S. 457). Derartige Anträge sind nicht 

entgegenzunehmen. Vielmehr sind die Antragsteller darauf zu verweisen, 
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Wie ist vorzugehen, wenn der Ge-

meinderat den Stimmberechtigten ein 

Geschäft mit zwei Varianten vorlegt? 



dass das Geschäft in der Schlussabstimmung abgelehnt werden kann. In 

diesem Sinne hat die hier urteilende Instanz bereits in ihrem Entscheid 

vom 26. Januar 2016 in Sachen A. gegen Gemeinde T. Folgendes ent-

schieden: "Liegen mehrere Anträge vor, ist zuerst über die formellen An-

träge abzustimmen. Zu den formellen Anträgen werden die Rückweisungs- 

und Rückstellungsanträge gezählt. Danach ist über die materiellen Anträge 

zur Sache zu befinden. Dabei ist mit Hilfe von Eventualabstimmungen oder 

der koordinierten Methode in Einzelabstimmungen jeweils aus mehreren 

Vorschlägen eine obsiegende Variante auszuwählen. Anträgen, mit wel-

chen ein Geschäft abgelehnt werden soll oder mit welchen einem Geschäft 

zugestimmt werden soll, bewirken hingegen keine solchen Vorabstimmun-

gen (vgl. Andreas Baumann, a.a.O. [Aargauisches Gemeinderecht, 3. Auf-

lage, Aarau 2005], S. 483), sondern sind der Versammlung in der Schluss-

abstimmung zu unterbreiten. In der Schlussabstimmung kann über die Vor-

lage als Ganzes abgestimmt werden. Dabei steht es den Stimmberechtig-

ten frei, ein Geschäft abzulehnen oder ihm zuzustimmen. In der Schluss-

abstimmung wird über alle ablehnenden und zustimmenden Anträge ent-

schieden, wobei es dann keine Rolle spielt, ob diese Anträge vom Gemein-

derat oder von den Versammlungsteilnehmenden gestellt wurden." 

 

Im vorliegenden Fall hat ein Versammlungsteilnehmer folgenden Antrag 

gestellt: "Es soll keine Brücke gebaut werden". Es handelt sich bei diesem 

Antrag um keine dritte Variante, sondern um einen Ablehnungsantrag zum 

gesamten Verhandlungsgegenstand. Der Antragsteller hat klar zum Aus-

druck gebracht, dass er keine Brücke bauen will. Damit lehnt er die beiden 

Verpflichtungskredite ab. Die Forderung, dass auf den Bau einer Brücke 

verzichtet werden solle, ist in diesem Kontext nur eine Negation der beiden 

Varianten. […] Insofern hätte der Antrag nicht entgegengenommen werden 

dürfen. Richtigerweise hätte man, auch nach diesem gestellten Antrag, die 

beiden gemeinderätlichen Anträge gegenüberstellen sollen. Über das ob-

siegende Projekt wäre danach in der Schlussabstimmung zu befinden ge-

wesen. Die Versammlungsteilnehmenden, welche wie der Antragsteller, 

keine Brücke hätten bauen wollen, hätten dann die Möglichkeit gehabt, das 

obsiegende Projekt abzulehnen. 

 

 
2. Deutschförderung vor dem Kindergarten 
 

Einführung der kantonsweiten Sprachstanderhebung vor dem Kinder-

garten 

 

Der Kanton Aargau hat von 2021 bis 2024 Pilotprojekte in zwölf ausge-

wählten Gemeinden durchgeführt. In deren Fokus stand die Identifikation 

von Kindern mit Förderbedarf sowie die anschliessende Umsetzung der 

Sprachförderung im Jahr vor Eintritt in den Kindergarten. Die Evaluation 

hat gezeigt, dass Kinder, die an der Sprachförderung in Spielgruppen und 

Kindertageseinrichtungen teilnahmen, deutliche Fortschritte in ihren 

Deutschkenntnissen erzielten. Kinder mit unzureichenden Sprachkenntnis-

sen konnten damit besser auf den Kindergarten vorbereitet werden. 

                                                        Der Kanton Aargau plant ab 2028 die Einführung einer kantonsweiten 

frühen Sprachförderung. Eine erfolgreiche Umsetzung der frühen 

Sprachförderung erfordert umfassende Vorbereitungsarbeiten in den 

Gemeinden. In einem ersten Schritt wird daher für die Jahre 2026 bis 

2028 allen Gemeinden die Einführung einer Sprachstanderhebung für 

Kinder eineinhalb Jahre vor Eintritt in den Kindergarten ermöglicht. Die 

Sprachstanderhebung dient den Gemeinden und dem Kanton dazu, 

den Bedarf an weiterführenden Massnahmen zu ermitteln und die 

Sprachförderung daran auszurichten. Um sie bei der Umsetzung der 

 

Liegen mehrere Anträge vor, ist zu-

erst über die formellen Anträge abzu-

stimmen. In der Schlussabstimmung 

wird über die ablehnenden oder zu-

stimmenden Anträge entschieden.  

Sprachförderung in Spielgruppen und 

Kindertageseinrichtungen erzielen 

deutliche Fortschritte in den Deutsch-

kenntnissen der Kinder. 



Sprachstanderhebung zu unterstützen, stellt der Kanton den einheitli-

chen Fragebogen zur Verfügung und übernimmt die Kosten für die Aus-

wertung. Jede teilnehmende Gemeinde erhält zudem eine Pauschale 

für die Durchführung. Die Sprachstanderhebung kann im Frühjahr 2026 

das erste Mal stattfinden. Die entsprechenden Vorbereitungsaufgaben 

starten bereits im Herbst 2025. Interessierte Gemeinden können sich 

ab August 2025 für die Sprachstanderhebung anmelden. Weitere Infor-

mationen zur Deutschförderung vor dem Kindergarten : www.ag.ch/ver-

waltung > Departement Bildung, Kultur und Sport > Projekte >"Deutsch-

förderung vor dem Kindergarten" (Deutschförderung vor dem Kinder-

garten - Kanton Aargau) 

 

3. Hinweise 

Save the Date - Gemeindetagung 

Die Gemeindetagung 2025 zum Thema "Motivation der Bevölkerung 

zur Teilnahme an politischen Prozessen" findet am Donnerstag, 30. 

Oktober 2025 um 18.15 Uhr im Kultur & Kongresshaus Aarau statt. 

Bitte reservieren Sie sich diesen Termin. 

 

Personelles 

                            Am 1. Juni 2025 wird David Schönenberger seine Arbeit in der Fachstelle  

                                                              Datenaustausch aufnehmen. 

Als neue Mitarbeiterin in der Finanzaufsicht Gemeinden können wir am  

12. Juni 2025 Danielle Tschampion begrüssen.   
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